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5 3 8 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
5 3 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsüber-

einkommen
5 4 0 . Kundmachung: Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr der Republik Österreich und dem Verkehrsminister des Großherzog-
tums Luxemburg nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Peressigsäure in
unterschiedlichen Zusammensetzungen

5 4 1 . Vereinbarung zwischen der für das ADR zuständigen Behörde des Königreiches Norwegen und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich
gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung von Ferrosilicium

5 4 2 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 10 602 des ADR über die Beförderung von Kohle, pulverförmig, körnig oder in
Stücken (UN-Nr. 1361) in Tankfahrzeugen (Silofahrzeugen) und Tankcontainern

5 4 3 . Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und dem Schweizerischen Bundesrat
über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen beim Bahnhof
St. Margrethen

5 4 4 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik
Slowenien über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

5 4 5 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Tschechischen
Republik über die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische
Zusammenarbeit

538. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen

Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Polen am 15. Juni 1993 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Auslieferungs-
übereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 373/
1993) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat Polen erklärt, daß es gemäß Art. 6 Abs. 1
lit. a unter keinen Umständen seine eigenen
Staatsangehörigen ausliefern und daß es für die
Zwecke dieses Übereinkommens gemäß Art. 6
Abs. 1 lit. b, Personen, denen in Polen Asyl gewährt
wurde, wie polnische Staatsangehörige behandeln
wird.

Vranitzky

5 3 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zweiten
Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Polen am 15. Juni 1993 seine Ratifika-

tionsurkunde zum Zweiten Zusatzprotokoll zum
Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl.
Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 366/1993) hinterlegt.

Vranitzky

5 4 0 . Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr der Republik Österreich und dem
Verkehrsminister des Großherzogtums Luxem-
burg nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Peressigsäure in unterschied-

lichen Zusammensetzungen

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der

14 325



4022 198. Stück — Ausgegeben am 6. August 1993 — Nr. 541

Republik Österreich und dem Verkehrsminister des
Großherzogtums Luxemburg nach Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von Peressigsäure in
unterschiedlichen Zusammensetzungen (BGBl.
Nr. 477/1989) ist auf Grund der mit 1. Jänner 1993
in Kraft getretenen Änderungen der Anlage A und B
des Europäischen Übereinkommens über die
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf

der Straße (ADR) *) obsolet und nach Herstellung
des beiderseitigen Einvernehmens mit diesem Tag
widerrufen worden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 164/1993

Klima

541.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DER FÜR DAS ADR ZU-
STÄNDIGEN BEHÖRDE DES KÖNIG-
REICHES NORWEGEN UND DEM BUN-
DESMINISTER FÜR ÖFFENTLICHE
WIRTSCHAFT UND VERKEHR DER
REPUBLIK ÖSTERREICH GEMÄSS
RN. 2010 UND 10 602 DES ADR ÜBER
DIE BEFÖRDERUNG VON FERROSILI-

CIUM

1. Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2471 Ziff. 15 c) darf Ferrosilicium in Verpak-
kungen nach den Vorschriften der Rn. 3500 (1), (2)
und (5) bis (7) und außerdem auch in Großpackmit-
teln der Type 13H1 befördert werden.

2. Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 43 111 darf Ferrosilicium der Rn. 2471
Ziff. 15 c) auch in loser Schüttung in bedeckten
oder geschlossenen Fahrzeugen befördert werden.

3. Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen
zwischen Norwegen und Österreich ab dem Datum
der zweiten Unterschrift.

Sie tritt mit 1. Jänner 1995 außer Kraft, da mit
diesem Zeitpunkt die Neufassung der Rn. 2471 und
43 111 in Kraft treten wird.

Oslo, am 2. Juni 1993

Die für das ADR zuständige Behörde von
Norwegen :
I. Tenold

Wien, am 14. Juli 1993

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Vranitzky
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542.
(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR VERKEHR DER BUNDESREPU-
BLIK DEUTSCHLAND UND DEM BUN-
DESMINISTER FÜR ÖFFENTLICHE
WIRTSCHAFT UND VERKEHR DER
REPUBLIK ÖSTERREICH NACH
RN. 10 602 DES ADR ÜBER DIE BEFÖR-
DERUNG VON KOHLE, PULVERFÖR-
MIG, KÖRNIG ODER IN STÜCKEN
(UN-NR. 1361), IN TANKFAHRZEUGEN
(SILOFAHRZEUGEN) UND TANKCON-

TAINERN
(1) Abweichend von Rn. 211 475 des Anhangs

B.la bzw. Rn. 212 475 des Anhangs B.lb zur
Anlage B des ADR darf Kohle, pulverförmig,
körnig oder in Stücken (UN-Nr. 1361), als
organischer selbstentzündlicher Stoff der
Klasse 4.2, Ziffer 1B) auch unter nachfolgenden
Bedingungen in Tankfahrzeugen (Silofahrzeugen)
und Tankcontainern befördert werden :

1. Die vorgeschriebene Einfülltemperatur dieser
Stoffe darf bei Anwendung zusätzlicher
sicherheitstechnischer Maßnahmen, das heißt,
glimmnestfreie Verladung und dichter Ver-
schluß des Tanks, um höchstens 20 Kelvin
überschritten werden; sie darf somit höchstens
80 ° C betragen.

Nach dem Beladen sind die Tanks zur
Dichtheitskontrolle unter Überdruck (zB mit
Druckluft) zu setzen.
Vor dem Entladen ist zu prüfen, ob noch ein
Überdruck vorhanden ist. Wenn kein Rest-
überdruck mehr besteht, ist vor Entladung in
die Tanks ein Schutzgas (Inertgas) einzuleiten.

2. Alle sonstigen Vorschriften für den Transport
der Stoffe in Tanks der Anlagen A und B des
ADR bleiben unberührt.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 10 602 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien, längstens
jedoch bis zum 31. Dezember 1996.

Wien, den 14. Juli 1993

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka
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Bonn, den 4. Juni 1993

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:
Hoffmann

Vranitzky

543. Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und dem Schweizerischen
Bundesrat über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen beim Bahnhof

St. Margrethen

Gestützt auf Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens
vom 2. September 1963 zwischen der Republik
Österreich und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über die Errichtung nebeneinanderliegender
Grenzabfertigungsstellen und die Grenzabfertigung
in Verkehrsmitteln während der Fahrt *) wird
folgende Vereinbarung abgeschlossen :

Artikel 1

(1) Beim Bahnhof St. Margrethen werden
nebeneinanderliegende Grenzabfertigungsstellen
errichtet.

(2) Die schweizerische und die österreichische
Grenzabfertigung des Reisenden- und des Güter-
verkehrs im Eisenbahnverkehr und der Güter im
Straßenverkehr, ausgenommen österreichische Aus-
fuhrabfertigungen, werden von diesen Grenzabfer-
tigungsstellen durchgeführt.

Artikel 2

(1) Die Zone für die Grenzabfertigung des
Reisendenverkehrs im Bahnhof St. Margrethen
umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinschaftlich benützten Anlagen und
Räume, und zwar
— die Bahnstrecke zwischen der schweize-

risch-österreichischen Staatsgrenze und
der Zone im Bahnhof St. Margrethen;

— den Bahnsteig vor dem Aufnahmege-
bäude;

— das Bahnareal nördlich des Aufnahmege-
bäudes und des Gütergebäudes bis und mit
Gleis A 4;

— die gemeinschaftliche Abfertigungshalle
im Aufnahmegebäude einschließlich Un-
tersuchungsraum und Vorraum zur Ge-
päckaufgabe;

b) den den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Raum in
der Abfertigungshalle des Aufnahmegebäu-
des.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 10/1965

(2) Die Zone für die Grenzabfertigung des
Güterverkehrs im Bahnhof St. Margrethen umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinschaftlich benützten Anlagen und
Räume, und zwar
— die in Absatz 1 Buchstabe a genannten

Bahnanlagen und Räume;
— die Gleisanlage zwischen dem Ausfahrtsi-

gnal Richtung Bregenz bei Bahnkilometer
0,693 und dem Niveauübergang der
Grenzstraße mit den Gleisen A 5 bis A 12,
der Weichenstraße von Weiche 44 bis
Weiche 49, dem zur Obstrampe führen-
den Gleis, den Gleisen B 1, B 6, B 15 (bis
zur Speisestation der Schweizerischen
Bundesbahnen), B 11, B 10, B 14, der
Weichenstraße von Weiche 37**) bis
Weiche 6 sowie dem Gleis C 1 ;

— die Vieh- und die Obstrampe, die
Schuppen des Gütergebäudes einschließ-
lich der Rampen, mit Ausnahme der
Räume und Raumteile, die den schweize-
rischen oder österreichischen Bedienste-
ten oder den Schweizerischen Bundesbah-
nen zur alleinigen Benützung überlassen
sind;

— die Verbindungswege zwischen den Zo-
nen teilen;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— den Raum in der Abfertigungshalle des

Aufnahmegebäudes ;
— die drei Erdgeschoßräume im Westteil des

Gütergebäudes einschließlich der Toilet-
ten.

(3) Sofern aus bahnbetrieblichen Gründen
Reisezüge außerhalb des in Absatz 1 oder Güter-
züge außerhalb des in Absatz 2 beschriebenen
Gebietes abgefertigt werden, gelten jeweils für
diesen Fall auch das Gleis, auf dem der Zug hält,
und die Verbindungswege als Zone.

*•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 21/1968
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(4) Die Zone für die Grenzabfertigung der Güter
im Straßenverkehr, ausgenommen österreichische
Ausfuhrabfertigungen, umfaßt die von den Bedien-
steten beider Staaten gemeinschaftlich benützten
Bereiche, und zwar

— den gesamten Abstellplatz (Amtsplatz) zwi-
schen Freilager und Grenzstraße einschließ-
lich die Rampen beim Freilager und Lager-
haus sowie die Zollhalle im Freilagergebäude.

Artikel 3

Im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 des Abkommens
vom 2. September 1963 ist die österreichische
Grenzabfertigungsstelle beim Bahnhof St. Margre-
then der Gemeinde Höchst zugeordnet.

Artikel 4

Die Vereinbarung vom 27. Oktober 1967 über die
Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabferti-
gungsstellen im Bahnhof St. Margrethen *) wird
aufgehoben.

Artikel 5

(1) Diese Vereinbarung tritt am ersten Tag des
zweiten Monats, der auf die letzte Unterzeichnung
folgt, in Kraft.

(2) Die Vereinbarung kann jederzeit unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten schriftlich
gekündigt werden.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diese Vereinbarung mit ihren Unterschriften verse-
hen.

Geschehen in zweifacher Urschrift in deutscher
Sprache.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Wien, am 23. Juni 1993
Dr. Schweisgut

Für den Schweizerischen Bundesrat:
Wien, am 23. Juni 1993

Dr. Lauri*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 21/1968

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 5 Abs. 1 mit 1. August 1993 in Kraft.

Vranitzky

544. Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Slowenien über die Aufhebung der

Sichtvermerkspflicht

Österreichische Botschaft
Laibach

Zl. 23.8/3-A/93

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft entbietet dem
Außenministerium der Republik Slowenien ihre
Hochachtung und beehrt sich, der Regierung der
Republik Slowenien den Abschluß eines Abkom-
mens zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Republik Slowenien
über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht
vorzuschlagen, das folgenden Wortlaut haben soll:

Artikel 1

Österreichische Staatsbürger, die Inhaber eines
der im Artikel 3 Abs. 1 angeführten gültigen
Reisedokumente sind und nicht beabsichtigen, sich
länger als drei Monate in Slowenien aufzuhalten
oder dort eine Erwerbstätigkeit auszuüben, können

ohne Sichtvermerk in die Republik Slowenien
einreisen und sich dort aufhalten.

Artikel 2

Slowenische Staatsangehörige, die Inhaber eines
der im Artikel 3 Abs. 2 angeführten gültigen
Reisedokumente sind und nicht beabsichtigen, sich
länger als drei Monate in der Republik Österreich
aufzuhalten oder dort eine Erwerbstätigkeit auszu-
üben, können ohne Sichtvermerk in die Republik
Österreich einreisen und sich dort aufhalten.

Artikel 3

(1) Der Grenzübertritt auf Grund dieses Abkom-
mens ist österreichischen Staatsbürgern, die Inhaber
eines der nachstehend angeführten gültigen Reise-
dokumente sind, gestattet:

a) gewöhnlicher Reisepaß,
b) Dienstpaß,
c) Diplomatenpaß,
d) Sammelreisepaß in Verbindung mit einem

amtlich ausgestellten Ausweis, aus dem die
Identität zu erkennen ist,

e) Personalausweis,
f) Schifferausweis.

326
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(2) Der Grenzübertritt auf Grund dieses Abkom-
mens ist slowenischen Staatsangehörigen, die
Inhaber eines der nachstehend angeführten gültigen
Reisedokumente sind, gestattet:

a) gewöhnlicher Reisepaß,
b) Dienstpaß,
c) Diplomatenpaß,
d) Sammelreisepaß, in Verbindung mit einem

amtlich ausgestellten Ausweis, aus dem die
Identität zu erkennen ist,

e) Personalausweis,
f) Schifferausweis.

Artikel 4

Sofern eine Seite nach Inkrafttreten dieses
Abkommens eine neue Form eines Reisedokumen-
tes gemäß Artikel 3 einführt, notifiziert sie dies der
anderen Seite spätestens 30 Tage vor deren
Einführung auf diplomatischem Wege unter Über-
sendung eines Musters.

Artikel 5

Dieses Abkommen entbindet österreichische
Staatsbürger und slowenische Staatsangehörige
nicht von der Verpflichtung, während des Aufent-
haltes im Gebiet des jeweils anderen Vertragsstaates
dessen geltende Gesetze und andere Vorschriften zu
beachten.

Artikel 6

Durch dieses Abkommen wird die Befugnis der
zuständigen Behörden beider Seiten, Personen, die
sie als unerwünscht ansehen, die Einreise zu
verweigern oder den Aufenthalt zu untersagen,
nicht berührt.

Artikel 7

Beide Seiten werden ihre Staatsangehörigen, die
im Besitz eines gültigen Reisedokumentes sind,
jederzeit formlos in ihr Gebiet übernehmen.

Artikel 8

Beide Seiten werden ebenfalls ihre Staatsangehö-
rigen übernehmen, die nicht Inhaber eines gültigen
Reisedokumentes sind. Erforderlichenfalls wird
ihnen durch die zuständige diplomatische oder
konsularische Vertretungsbehörde ein Reisedoku-
ment ausgestellt.

Artikel 9

Jede Seite kann aus Gründen der öffentlichen
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit die Anwen-

dung der vorstehenden Bestimmungen vorüberge-
hend ganz oder teilweise aussetzen. Die Aussetzung
und ihre Aufhebung sind der anderen Seite
unverzüglich auf diplomatischem Wege zu notifi-
zieren.

Artikel 10

Dieses Abkommen kann jederzeit unter Einhal-
tung einer Frist von drei Monaten gekündigt
werden. Die Kündigung ist der anderen Seite auf
diplomatischem Wege zu notifizieren.

Falls die Regierung der Republik Slowenien mit
Vorstehendem einverstanden ist, werden diese Note
und die das Einverständnis der Regierung der
Republik Slowenien zum Ausdruck bringende
Antwortnote ein Abkommen zwischen der Österrei-
chischen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Slowenien bilden, das am ersten Tag des
zweiten Monats in Kraft tritt, der auf den Monat
folgt, in dem die Vertragsparteien einander
mitteilen, daß die jeweiligen hiefür erforderlichen
innerstaatlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

Die Österreichische Botschaft benützt diesen
Anlaß, dem Außenministerium der Republik Slowe-
nien erneut ihre ausgezeichnete Hochachtung zu
versichern.

Laibach, am 19. März 1993

L. S.

An das
Außenministerium der
Republik Slowenien
Laibach
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(Übersetzung)

Republik Slowenien
Außenministerium
Zl. 99/93

Verbalnote

Das Außenministerium der Republik Slowenien
entbietet der Österreichischen Botschaft seine
Hochachtung und beehrt sich, den Empfang der
Note der Botschaft Zl. 23.8/3-A/93 vom 19. März
1993 zu bestätigen, welche in der slowenischen
Fassung wie folgt lautet:

„Die Österreichische Botschaft entbietet (es
folgt der weitere Text der Eröffnungsnote)
ihre ausgezeichnete Hochachtung zu versichern."

Wir beehren uns mitzuteilen, daß die Regierung
der Republik Slowenien mit dem oben Angeführten
vollkommen einverstanden ist, sodaß diese Note
zusammen mit Ihrer Note ein Abkommen zwischen

der Regierung der Republik Slowenien und der
Österreichischen Bundesregierung darstellt.

Das Außenministerium der Republik Slowenien
benützt diese Gelegenheit, um der Österreichischen
Botschaft erneut seine ausgezeichnete Hochachtung
zu versichern.

Laibach, am 19. März 1993

L. S.

Österreichische Botschaft
Laibach

Die für das Inkrafttreten erforderlichen Mittei-
lungen wurden am 6. April bzw. 23. Juni 1993
abgegeben; das Abkommen tritt mit 1. August 1993
in Kraft.

Vranitzky

545.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DER TSCHECHISCHEN REPU-
BLIK ÜBER DIE WIRTSCHAFTLICHE,
INDUSTRIELLE, TECHNISCHE UND
TECHNOLOGISCHE ZUSAMMENAR-

BEIT
Die Österreichische Bundesregierung und die

Regierung der Tschechischen Republik, im folgen-
den „Vertragsparteien" genannt, sind,

— vom Wunsche geleitet, die bestehenden freund-
schaftlichen Beziehungen fortzusetzen und die
wirtschaftliche, industrielle, technische und
technologische Zusammenarbeit zwischen den
beiden Ländern auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung und des gegenseitigen Vorteils zu
fördern,

— in der Überzeugung, daß dieses Abkommen eine
günstige Voraussetzung und geeignete Grund-
lage zur Weiterentwicklung der gegenseitigen
Zusammenarbeit schafft,

— im Einklang mit den zwischen Österreich und
der Tschechischen Republik in Geltung befindli-
chen vertraglichen Vereinbarungen, insbeson-
dere dem Abkommen zwischen den EFTA-Staa-
ten und der ČSFR vom 20. März 1992 *) und

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 729/1992
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dem bilateralen Agrarabkommen vom 12. Juni
1992 *), sowie den in beiden Staaten geltenden
Rechtsvorschriften,

— ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsät-
zen,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen
ihrer Möglichkeiten nach den im jeweiligen Staat
geltenden Rechtsvorschriften die Zusammenarbeit
zwischen den Unternehmen, Organisationen, Ge-
sellschaften und Institutionen, im folgenden „Un-
ternehmen" genannt, beider Staaten auf wirtschaft-
lichem, industriellem, technischem und technologi-
schem Gebiet unterstützen und fördern.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß
insbesondere in folgenden Bereichen Kooperations-
möglichkeiten bestehen:

— Normenwesen und Konformitätsbewertung

— Umweltschutz

— Baurecht und Bautätigkeit (insbesondere Hoch-
und Tiefbau) einschließlich Baustoffprüfung

— Energiebereich, insbesondere Energiespartech-
nik, Errichtung und/oder Sanierung von Kraft-
werken, Forschung und Einsatz im Bereich
erneuerbarer Energien

— elektrotechnische und elektronische Industrie

— Anlagen- und Maschinenbau

— chemische und petrochemische Industrie

— Gesundheitswesen, Medizintechnik und phar-
mazeutische Industrie

— holzverarbeitende Industrie (insbesondere Zel-
lulose- und Papierproduktion)

— Hüttenwesen, Metallurgie einschließlich Bunt-
metallurgie und metallbearbeitende Industrie

— polygraphische Industrie

— Textil- und Lederindustrie

— Nahrungsmittelindustrie

— Land-, Forst- und Wasserwirtschaft

— Tier- und Pflanzenzucht

— wirtschaftlich-technische Forschung

— Consulting und andere wirtschaftsnahe Dienst-
leistungen

— Tourismuswirtschaft

— Abfallwirtschaft

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 730/1992
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(3) Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein
der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaft-
lich und ökologisch günstiger Infrastruktursysteme
vorrangiges Interesse der Zusammenarbeit in
folgenden Bereichen widmen:

— Eisenbahnen

— Luftfahrt

— Straßennetze

— Telekommunikation

— Energie- und Wärmeversorgung

— Wasserwirtschaft

Artikel 2

Die Vertragsparteien erkennen die besondere
Wichtigkeit an, die dem Umweltschutz als nicht
wegzudenkendem Aspekt der modernen Wirt-
schaftsentwicklung zukommt. Bei der Verwirkli-
chung der Zusammenarbeit im Rahmen dieses
Abkommens, insbesondere auch in den im Artikel 1
angeführten Bereichen, werden die Vertragspar-
teien im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der
jeweils geltenden Rechtsvorschriften die Anwen-
dung wirksamer und moderner Umwelttechnolo-
gien anstreben und unterstützen.

Artikel 3

Die Vertragsparteien werden den Schutz des
gewerblichen Eigentums und dessen Durchsetzung
im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im
jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und
insbesondere auf Grundlage der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigen-
tums fördern sowie Maßnahmen zur Entwicklung
und zum Ausbau der Zusammenarbeit vereinbaren.

Artikel 4

Bei der Erfüllung dieses Abkommens soll
folgenden Formen der Zusammenarbeit besondere
Aufmerksamkeit gewidmet werden:

— Kooperationsvereinbarungen zwischen Unter-
nehmen mit dem Ziel einer effektiveren
Ausnützung von Produktionskapazitäten, einer
Produktionskostenminderung und einer Steige-
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit,

— Direktinvestitionen wie Unternehmensbeteili-
gungen, der Gründung von Gemeinschaftsun-
ternehmen oder der Beteiligung an Privatisie-
rungsvorhaben,

— dem Austausch von Patenten und Lizenzen
sowie sonstigen gewerblichen Schutzrechten,
von ökonomischen, technischen und industriel-
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len Erfahrungen sowie der Vorbereitung und
Verwirklichung von gemeinsamen Projekten im
Bereich der angewandten Forschung,

— der Harmonisierung von Normen und techni-
schen Vorschriften im Einklang mit der
europäischen Integration,

— der Erstellung von Feasibility-Studien,

— der Berufsausbildung und der Aus- und
Weiterbildung von Führungskräften,

— der Organisation und Durchführung von
gemeinsamen Seminaren, Symposien, Konferen-
zen und Expertenkontakten,

— Beratungsleistungen insbesondere in den Berei-
chen Marketing, strategische Planung, Control-
ling, Kostenrechnung und Verkaufstraining,

— dem Abschluß von Vereinbarungen zwischen
Unternehmerverbänden,

— dem Ausbau der regionalen Zusammenarbeit in
grenznahen Gebieten,

— der Zusammenarbeit im Bereich Messen und
Ausstellungen.

Artikel 5

Die wirtschaftliche, industrielle, technische und
technologische Zusammenarbeit zwischen Unter-
nehmen beider Staaten im Rahmen dieses Abkom-
mens wird in der Regel auf kommerzieller
Grundlage durchgeführt.

Artikel 6

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit
und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung
kleiner und mittlerer Unternehmen an den Außen-
wirtschaftsbeziehungen an und werden die diesbe-
züglichen Bestrebungen im Rahmen ihrer Möglich-
keiten nach den im jeweiligen Staat geltenden
Rechtsvorschriften unterstützen.

Artikel 7

Änderungen oder der Ablauf der Gültigkeit des
vorliegenden Abkommens haben keinen Einfluß auf
die Abwicklung der zwischen den Unternehmen der
beiden Staaten vorher abgeschlossenen Verträge.

Artikel 8

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine
Gemischte Kommission errichtet, welche auf
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwech-
selnd in der Republik Österreich und der
Tschechischen Republik zusammentreten wird.

(2) Die Gemischte Kommission behandelt alle in
Zusammenhang mit der Durchführung dieses
Abkommens stehenden Fragen, insbesondere:
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— die Beurteilung der Entwicklung der Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen den beiden Län-
dern,

— die Erschließung neuer Möglichkeiten sowie
Förderung der zukünftigen Zusammenarbeit,

— die Erstellung von Vorschlägen zur Verbesse-
rung der Bedingungen der Zusammenarbeit,

— die Überwachung der Verwirklichung dieses
Abkommens sowie Empfehlungen zur Erweite-
rung der Zusammenarbeit.

(3) Die Gemischte Kommission kann zur
Erörterung konkreter Fragen Arbeitsgruppen ein-
setzen.

Artikel 9

(1) Im Falle der Teilnahme einer Vertragspartei
oder beider Vertragsparteien am Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den
Europäischen Gemeinschaften (EG) oder einer
diesen nachfolgenden Organisation sind die Ver-
tragsparteien durch dieses Abkommen soweit
gebunden, als es für einen Teilnehmer am EWR
oder ein Mitglied der EG oder einer diesen
nachfolgenden Organisation mit den dadurch
bestehenden Verpflichtungen im Hinblick auf den
jeweils geltenden Rechtsbestand vereinbar ist.

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien
gemeinsam Konsultationen aufnehmen.

Artikel 10

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem es unterzeichnet wurde.

(2) Dieses Abkommen wird für die Dauer von
fünf Jahren abgeschlossen und verlängert sich
jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei
Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der
beiden Vertragsparteien schriftlich gekündigt wird.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens
wird das Abkommen über die wirtschaftliche und
industrielle Zusammenarbeit zwischen der Österrei-
chischen Bundesregierung und der Regierung der
ČSSR vom 12. September 1971 *) nicht mehr
angewendet.

(4) Privatrechtliche Verträge, die in Anwendung
der Bestimmungen des unter Abs. 3 angeführten
Abkommens abgeschlossen wurden, werden von
Abs. 3 nicht berührt.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 24/1972
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Geschehen zu Ceský Krumlov, am 9. Juli 1993 in
zwei Urschriften, jeweils in deutscher und tschechi-
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Schüssel

Für die Regierung der Tschechischen Republik:
Dlouhy

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 10 Abs. 1 mit 1. Oktober 1993 in Kraft.

Vranitzky
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